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ging davon aus, dass die Journalisten in tele-
fonischem Kontakt mit dem Beschuldigten
stehen könnten.

Auf Antrag der Staatsanwaltschaft ordnete
das Amtsgericht die Auskunftserteilung über
den Fernmeldeverkehr hinsichtlich des Mo-
bilfunkanschlusses des ZDF für den Zeitraum
vom 9. bis zum 12. Mai 1995 an. Die bean-
tragte Auskunft sollte Erkenntnisse über den
Aufenthaltsort des zu diesem Zeitpunkt noch
flüchtigen Beschuldigten erbringen. Im No-
vember 1995 erfuhren die Beschwerdefüh-
rer, dass der im Fall Schneider genutzte Mo-
bilfunktelefonanschluss Gegenstand einer
Auskunftserteilung war. Die Staatsanwalt-
schaft bestätigte den Sachverhalt. Eine Be-
kanntmachung des Beschlusses an die Be-
schwerdeführer erfolgte nicht. Die vom ZDF
gegen den Beschluss erhobene Beschwerde
wurde vom Landgericht als unzulässig ver-
worfen.

Weitere Beschwerdeführerin ist eine Journa-
listin, die für das Magazin „Stern“ tätig war.
Sie rügt mit ihrer Verfassungsbeschwerde
die Verletzung des Art. 5 Abs. 1 Satz 2, des
Art. 10 Abs. 1 und des Art. 2 Abs. 1 in Verbin-
dung mit Art. 1 Abs. 1 GG.

Sie recherchierte und berichtete wiederholt
über den mutmaßlichen Terroristen Hans-
Joachim Klein. Dieser wurde verdächtigt, an
einem Anschlag auf die OPEC-Konferenz im
Jahre 1975 teilgenommen zu haben. In die-
sem Zusammenhang wurde er seitdem mit
erheblichem Ermittlungsaufwand wegen
dreifachen Mordes gesucht. Die Beschwerde-
führerin hatte u. a. ein im „Stern“ veröffent-
lichtes Interview mit dem Beschuldigten ge-
führt. Im Jahre 1998 erhielt die ermittelnde
Staatsanwaltschaft Hinweise, dass die Be-
schwerdeführerin erneut im Fall Klein re-
cherchiere und zu diesem möglicherweise
weiterhin in Kontakt stehe.

Das Amtsgericht ordnete die Erhebung der
Verbindungsdaten für einen Mobilfunkan-
schluss und zwei Festnetzanschlüsse an, die
von der Beschwerdeführerin und ihrem Ehe-
mann genutzt wurden. Die Anordnung be-
traf zunächst die innerhalb des Zeitraums
vom 12. Februar 1998 bis 13. Juni 1998 nach
Frankreich geführten Telefongespräche und

Rechtsprechung

BVerfG, Urteil vom 12.3.2003 – 1 BvR

330/96, 348/99

1. Die öffentlichrechtlichen Rundfunkanstalten
können sich zum Schutz der Vertraulichkeit
der Informationsbeschaffung und der Redak-
tionsarbeit auf das Fernmeldegeheimnis aus
Art. 10 GG und insoweit auch auf die Rechts-
schutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG berufen.
2. Richterliche Anordnungen gegenüber Tele-
kommunikationsunternehmen, im Rahmen der
Strafverfolgung Auskunft über die für Abrech-
nungszwecke bereits vorhandenen oder in
Durchführung einer Zielwahlsuche zu ermit-
telnden Verbindungsdaten zu erteilen, greifen
in das Fernmeldegeheimnis des von der Aus-
kunft Betroffenen ein.
3. Derartige Eingriffe sind nur gerechtfertigt,
wenn sie zur Verfolgung einer Straftat von er-
heblicher Bedeutung erforderlich sind, hin-
sichtlich der ein konkreter Tatverdacht besteht
und wenn eine hinreichend sichere Tatsachen-
basis für die Annahme vorliegt, dass der durch
die Anordnung Betroffene mit dem Beschul-
digten über Telekommunikationsanlagen in
Verbindung steht. 

Zum Sachverhalt:

Beschwerdeführer sind das ZDF und zwei
journalistische Mitarbeiter, die für das
wöchentlich ausgestrahlte Magazin Frontal
Beiträge erstellten. Sie rügen die Verletzung
ihrer Grundrechte aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2,
Art. 10 Abs. 1 und Art. 19 Abs. 4 GG. Die
Journalisten sehen zusätzlich Art. 2 Abs. 1 in
Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG als verletzt
an.

Sie recherchierten im Fall des Dr. Jürgen
Schneider, der wegen Verdachts des Kredit-
betrugs in Milliardenhöhe, des betrügeri-
schen Bankrotts und der Steuerhinterzie-
hung weltweit gesucht und später in den USA
festgenommen wurde. Sie gelangten in den
Besitz einer Tonbandkassette, auf der sich
der Beschuldigte Schneider zu dem gegen
ihn geführten Ermittlungsverfahren äußerte.
Die Tonbandkassette wurde der Zielfahn-
dung des Bundeskriminalamts übergeben,
das die Authentizität der Aufnahme fest-
stellte. Die zuständige StaatsanwaltschaftR
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Da eine Rundfunkanstalt und Journalisten in
ihrer journalistischen Betätigung betroffen
sind, ist ferner zu entscheiden, ob Art. 5
Abs. 1 GG einen über Art. 10 GG hinausge-
henden Schutz gewährt (III). Soweit es im
Verfahren 1 BvR 330/96 des Weiteren um die
Möglichkeit gerichtlichen Rechtsschutzes ge-
gen Maßnahmen nach § 12 FAG geht, ist die
gerichtliche Entscheidung des Landgerichts
auch am Maßstab des Art. 19 Abs. 4 GG zu
messen (IV).

II. Die angegriffenen Entscheidungen ver-
letzen die Beschwerdeführer nicht in ihrem
Grundrecht aus Art. 10 Abs. 1 GG. (Wird aus-
geführt.)

III. Die angegriffenen Maßnahmen ver-
stoßen nicht gegen das Grundrecht der Be-
schwerdeführer aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG.

1. Die Erhebung der Verbindungsdaten ist
allerdings im Gewährleistungsbereich der
Pressefreiheit und der Freiheit der Bericht-
erstattung durch Rundfunk (Art. 5 Abs. 1
Satz 2 GG) erfolgt.

Die Freiheit der Medien ist konstituierend
für die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung (vgl. BVerfGE 7, 198 <208>; 77,
65 <74>; stRspr). Eine freie Presse und ein
freier Rundfunk sind daher von besonderer
Bedeutung für den freiheitlichen Staat (vgl.
BVerfGE 20, 162 <174>; 50, 234 <239f.>;
77, 65 <74>). Dementsprechend gewähr-
leistet Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG den im Bereich
von Presse und Rundfunk tätigen Personen
und Organisationen subjektive Freiheits-
rechte und schützt darüber hinaus in seiner
objektivrechtlichen Bedeutung auch die in-
stitutionelle Eigenständigkeit der Presse und
des Rundfunks – von der Beschaffung der In-
formation bis zur Verbreitung der Nachrich-
ten und Meinungen (vgl. BVerfGE 10, 118
<121>; 66, 116 <133>; 77, 65 <74ff.>).

Die Gewährleistungsbereiche der Presse-
und der Rundfunkfreiheit schließen diejeni-
gen Voraussetzungen und Hilfstätigkeiten
mit ein, ohne welche die Medien ihre Funk-
tion nicht in angemessener Weise erfüllen
können. Geschützt sind namentlich die Ge-
heimhaltung der Informationsquellen und
das Vertrauensverhältnis zwischen Presse

der Rundfunkfreiheit unterstützendes Ver-
halten in einer anderen Grundrechtsnorm
geschützt ist, erstreckt sich die Grundrechts-
trägerschaft auch auf dieses Grundrecht. In-
sofern hat das Bundesverfassungsgericht auf
den funktionellen Zusammenhang zwischen
dem Fernmeldegeheimnis und der Presse-
freiheit bereits in seiner Entscheidung zu
den Befugnissen des Bundesnachrichten-
dienstes zur Überwachung des Fernmelde-
verkehrs hingewiesen (BVerfGE 100, 313
<365>). Ein entsprechender Zusammen-
hang besteht zwischen dem Fernmeldege-
heimnis und der Rundfunkfreiheit. Zur ver-
fassungsrechtlich verbürgten Freiheit des
Rundfunks gehört der Schutz der Informati-
onsbeschaffung. Das Verhältnis der Vertrau-
lichkeit zwischen dem Rundfunkveranstalter
und seinen Informanten sowie die Vertrau-
lichkeit der Redaktionsarbeit sind im Inter-
esse der Funktionsfähigkeit des Rundfunks
grundsätzlich zu respektieren. Beschrän-
kungen sind zwar nicht ausgeschlossen. Es
ist staatlichen Stellen jedoch grundsätzlich
verwehrt, sich Einblicke in die Vorgänge bei
der Vorbereitung einer Sendung zu verschaf-
fen (vgl. BVerfGE 66, 116 <133f.>; 77, 65
<75>). Zum Schutz der Vertraulichkeit der
Informationsbeschaffung und der Redakti-
onsarbeit können sich die im Bereich des
Rundfunks tätigen juristischen Personen des
öffentlichen Rechts auch auf das Fernmelde-
geheimnis berufen. […]

C. Die Verfassungsbeschwerden haben je-
doch in der Sache keinen Erfolg.

I. Maßstab der verfassungsgerichtlichen
Prüfung sind Art. 10, Art. 5 Abs. 1 und 2 so-
wie Art. 19 Abs. 4 GG.

Angegriffen sind Maßnahmen der Überwa-
chung der Telekommunikation, deren Recht-
mäßigkeit anhand von Art. 10 GG zu beur-
teilen ist (II). Das aus Art. 2 Abs. 1 in Verbin-
dung mit Art. 1 Abs. 1 GG folgende Recht auf
informationelle Selbstbestimmung kommt
neben Art. 10 Abs. 1 GG im vorliegenden
Zusammenhang nicht zur Anwendung. Be-
zogen auf den Fernmeldeverkehr enthält
Art. 10 GG eine spezielle Garantie. Sie ver-
drängt die allgemeine Gewährleistung (vgl.
BVerfGE 67, 157 <171>; 100, 313 <358>).

wurde auf die §§ 100 a, 100 b StPO, § 12
Fernemeldeanlagengesetz (FAG) gestützt.
Durch zwei Ergänzungsbeschlüsse erstreck-
te das Amtsgericht die Anordnung sodann
auf Verbindungsdaten von Gesprächen, die
aus Frankreich eingingen, und schließlich
auf alle Verbindungsdaten ungeachtet des
Herkunftslandes. Die Anordnung wurde bis
zum 12. September 1998 befristet. Die über-
mittelten Verbindungsdaten führten im Sep-
tember 1998 zur Festnahme des Beschuldig-
ten in Frankreich.

Die gegen die Beschlüsse des Amtsgerichts
eingelegte Beschwerde wurde durch das
Landgericht als unbegründet zurückgewie-
sen. Der Eingriff in das Fernmeldegeheimnis
und die Freiheit der Informationsbeschaf-
fung stehe in einem angemessenen Verhält-
nis zum Tatvorwurf des dreifachen Mordes
und den mehr als 20 Jahre dauernden Ver-
suchen, den Aufenthalt des Beschuldigten zu
ermitteln. 

Aus den Gründen:

B.II. Der Beschwerdeführer zu 1a (das ZDF)
kann als öffentlichrechtliche Rundfunkan-
stalt die von ihm gerügten Grundrechtsver-
letzungen mit der Verfassungsbeschwerde
geltend machen.

1. Zwar sind die materiellen Grundrechte
und der zu ihrer Verteidigung geschaffene
Rechtsbehelf der Verfassungsbeschwerde
auf juristische Personen des öffentlichen
Rechts grundsätzlich nicht anwendbar (vgl.
BVerfGE 21, 362 <369>; 61, 82 <101>).
Eine Ausnahme hat das Bundesverfassungs-
gericht jedoch für Rundfunkanstalten des öf-
fentlichen Rechts im Hinblick auf die durch
Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG geschützte Rundfunk-
freiheit anerkannt (vgl. BVerfGE 31, 314
<322>; 59, 231 <254>; 78, 101<102f.>).

2. Der Beschwerdeführer zu 1a kann im vor-
liegenden Zusammenhang darüber hinaus
den Schutz des Fernmeldegeheimnisses aus
Art. 10 GG in Anspruch nehmen.

Die Grundrechtsberechtigung der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten folgt aus der
Wahrnehmung des Grundrechts der Rund-
funkfreiheit. Soweit aber ein die Ausübung
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Rundfunkfreiheit müssen allerdings ihrer-
seits im Lichte dieser Grundrechtsverbür-
gungen gesehen werden. Im Rahmen der ge-
botenen Abwägung ist das Gewicht des
Rechtsguts zu berücksichtigen, dessen
Schutz das einschränkende Gesetz dient
(vgl. BVerfGE 77, 65 <75>).

bb) Bei der Gewichtung der Medienfreiheit
im Verhältnis zu dem staatlichen Interesse
an der Strafverfolgung ist zu berücksichti-
gen, dass die betroffenen Handlungen auf
beiden Seiten auf die Erlangung von Infor-
mationen zielen, ohne dass einem der dabei
verfolgten Interessen abstrakt ein eindeuti-
ger Vorrang gebührt. Der Gesetzgeber ist we-
der gehalten noch steht es ihm frei, der Pres-
se- und Rundfunkfreiheit absoluten Vorrang
vor anderen wichtigen Gemeinschaftsgütern
einzuräumen. Er hat insbesondere auch den
Erfordernissen der Rechtspflege Rechnung
zu tragen (vgl. BVerfGE 77, 65 <75f.>).

Der den Medien verfassungsrechtlich einge-
räumte Schutz der Informationsbeschaffung
findet seinen tieferen Grund in dem grund-
sätzlich alle Lebensbereiche betreffenden
Beitrag der Medien für die Information der
Bürger und für die darauf aufbauende indi-
viduelle und öffentliche Meinungsbildung
(vgl. BVerfGE 35, 202 <221ff.>; 101, 361
<389>; stRspr). Die über Medien vermit-
telten Informationen sind ein wichtiger Be-
standteil in dem gesellschaftlichen Prozess
der Kommunikation. Sie geben den Bürgern
Orientierungen in privaten wie öffentlichen
Angelegenheiten. Damit sind sie eine we-
sentliche Voraussetzung der kommunikati-
ven Entfaltung der Bürger und zugleich der
Funktionsweise einer freiheitlichen Demo-
kratie.

Auch die Tätigkeit der Strafverfolgungs-
behörden liegt im öffentlichen Interesse und
hat in einem Rechtsstaat hohe Bedeutung
(siehe oben II 3 b aa). Die durch Strafverfol-
gungsmaßnahmen mögliche Aufklärung von
Straftaten und ihr Beitrag zur Sicherung der
Befolgung der Strafgesetze können durch
Zeugnisverweigerungsrechte oder ähnliche
verfahrensrechtliche Beschränkungen der
Strafverfolgung empfindlich berührt wer-
den (vgl. BVerfGE 77, 65 <76>).

gelegen ist. Durch deren befürchtete Offen-
legung könnte der Informant sich von der
Mitteilung an die Presse abschrecken lassen.

Da sich die Auskunftsverlangen nicht darauf
beschränken, ob ein bestimmter, als verdäch-
tig angesehener telefonischer Kontakt statt-
gefunden hat, werden sämtliche in dem be-
treffenden Zeitraum angefallenen Verbin-
dungsdaten, die der Zielperson zuzuordnen
sind, übermittelt. Dies kann auch zur Auf-
deckung der Identität bislang noch nicht be-
kannter, von den Medien geheim gehaltener
Informationsquellen führen. Auch die Kennt-
nisnahme solcher Umstände bedingt einen
Eingriff in die Medienfreiheit.

Im Übrigen liegt in der Verschaffung staatli-
chen Wissens über die im Bereich journalis-
tischer Recherche hergestellten Kontakte ein
Eingriff in das Redaktionsgeheimnis, dem ne-
ben dem Vertrauensverhältnis der Medien zu
ihren Informanten eigenständige Bedeutung
zukommt (vgl. BVerfGE 66, 116 <133ff.>).

3. Der Eingriff in das Grundrecht des Art. 5
Abs. 1 Satz 2 GG ist verfassungsrechtlich ge-
rechtfertigt. Die Fachgerichte haben § 12
FAG, § 100 a StPO dahin gehend ausgelegt,
dass die Vorschriften keine Regelungslücke
aufweisen, die zum Schutz des Grundrechts
durch eine entsprechende Anwendung des
in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 StPO normierten
Zeugnisverweigerungsrechts geschlossen
werden müsste. Diese Auslegung ist verfas-
sungsrechtlich nicht zu beanstanden.

a) Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG gebietet es nicht,
Journalisten generell von strafprozessualen
Maßnahmen nach §12 FAG und §100 a StPO
auszunehmen.

aa) Presse- und Rundfunkfreiheit sind nicht
unbegrenzt gewährleistet. Nach Art. 5 Abs. 2
GG finden sie ihre Schranken in den Vor-
schriften der allgemeinen Gesetze, zu denen
auch die Strafprozessordnung und die sie er-
gänzenden Vorschriften mit ihrer prinzipiel-
len Verpflichtung für jeden Staatsbürger
zählen, zur Wahrheitsermittlung im Straf-
verfahren beizutragen und die im Gesetz
vorgesehenen Ermittlungsmaßnahmen zu
dulden. Die in den allgemeinen Gesetzen be-
stimmten Schranken der Presse- und der

bzw. Rundfunk und den Informanten (vgl.
BVerfGE 100, 313 <365> m.w. N.).

Staatlichen Stellen ist es darüber hinaus
grundsätzlich verwehrt, sich Einblick in die
Vorgänge zu verschaffen, die zur Entstehung
von Nachrichten oder Beiträgen führen, die
in der Presse gedruckt oder im Rundfunk ge-
sendet werden (vgl. BVerfGE 66, 116
<133ff.>). Deshalb besteht auch ein
schutzwürdiges Interesse der Medien an der
Geheimhaltung solcher Unterlagen, die das
Ergebnis eigener Beobachtungen und Er-
mittlungen sind (vgl. BVerfGE 77, 65
<75>). Geschützt ist auch der Kontakt zu
Personen, die selbst Gegenstand der Be-
richterstattung sind.

2. Durch die auf Anordnung erfolgte Ertei-
lung von Auskünften über den Telekommu-
nikationsverkehr ist in die Presse- und Rund-
funkfreiheit der Beschwerdeführer einge-
griffen worden.

a) Die Erteilung der Auskünfte erfolgte zwar
durch das Telekommunikationsunterneh-
men. Die Auskunftserteilung war jedoch in-
folge der staatlichen Anordnung der öffent-
lichen Gewalt zuzurechnen.

b) Die Erhebung der Verbindungsdaten war
ein Eingriff in das Grundrecht aus Art. 5
Abs. 1 Satz 2 GG, denn dem Staat wurden
Informationen bekannt, die die Beschwerde-
führer nicht herausgeben wollten. Der Ein-
griffscharakter entfällt nicht dadurch, dass
die Auskunftsanordnungen nicht auf die Of-
fenlegung eines von den Medien geheim ge-
haltenen Informanten, sondern auf die Er-
mittlung des Aufenthaltsorts des als solchen
bekannten Straftatverdächtigen zielten, der
zugleich als Informant der Medien fungier-
te. Denn der freie Informationsfluss zwi-
schen den Medien und Informanten wird be-
reits dann gefährdet, wenn der Informant
durch die Mitteilung an den Journalisten
Schwierigkeiten zu befürchten hat. Solche
Nachteile können aber nicht nur durch die
Preisgabe der Identität des Informanten,
sondern auch dadurch entstehen, dass Straf-
verfolgungsorgane durch Zugriff auf die Me-
dien wichtige Informationen wie seinen Auf-
enthaltsort oder ähnliche Tatsachen ermit-
teln können, an deren Geheimhaltung ihm



weils betroffenen Normen der Ausstrah-
lungswirkung des Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG
Rechnung zu tragen. In diesem Sinne ist in
den vorliegenden Fällen die gesetzgeberi-
sche Entscheidung hinzunehmen, dass Maß-
nahmen nach § 12 FAG, § 100 a StPO auch
gegen Journalisten angewandt werden dür-
fen. Im Rahmen der Verhältnismäßigkeits-
prüfung sind aber die Besonderheiten des
Einzelfalls zu berücksichtigen.

Die Erhebung der Verbindungsdaten setzt ei-
ne Straftat von erheblicher Bedeutung, ei-
nen konkreten Tatverdacht und eine hinrei-
chend sichere Tatsachenbasis für die Nach-
richtenmittlereigenschaft des durch die An-
ordnung Betroffenen voraus (siehe oben II
3 b dd <2>). Auf Grund dieser Tatbestands-
elemente sind die rechtlichen Hürden für die
Erhebung von Verbindungsdaten hoch. Art. 5
Abs.1 Satz 2 GG verlangt keine weiter gehen-
den gesetzlichen Vorkehrungen zum Schutz
journalistischer Recherchen. Allerdings ist
der Ausstrahlungswirkung des Art. 5 Abs. 1
Satz 2 GG bei der Prüfung der Vorausset-
zungen der jeweiligen Anordnung Rech-
nung zu tragen.

(2) Im vorliegenden Fall ist die Bejahung die-
ser Voraussetzungen durch die Gerichte ver-
fassungsrechtlich nicht zu beanstanden.

Entgegen der Ansicht der Beschwerdeführer
haben die Gerichte nicht verkannt, dass eine
strafprozessuale Überwachungsmaßnahme
trotz Fehlens eines generellen Zeugnisver-
weigerungsrechts im konkreten Fall eine un-
verhältnismäßige Einschränkung der Rund-
funk- und der Pressefreiheit darstellen kann.
Der Beschwerdeführer zu 1a missversteht
die Feststellungen des Landgerichts, wonach
das berufliche Zeugnisverweigerungsrecht
in „§ 53 Abs. 1 Nr. 5 StPO erschöpfend gere-
gelt und nicht etwa aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2
GG erweiterbar sei“. Mit der zitierten Äuße-
rung wollte das Landgericht nicht die Prü-
fung der Verhältnismäßigkeit im Einzelfall
ausschließen. Dies ergibt sich bereits daraus,
dass das Gericht trotz der erwähnten Fest-
stellung eine derartige Überprüfung vorge-
nommen hat.

Die Gerichte haben die Folgewirkungen der
konkreten Maßnahme für die Gewährleis-

Zeugnisses Berechtigten befinden. Fehlt es
daran, ist auch eine Beschlagnahme mög-
lich. Entsprechendes gilt für die Postbe-
schlagnahme nach § 99 StPO.

Hiernach misst der Gesetzgeber dem Ge-
wahrsamsmoment eine wichtige Bedeutung
als Faktor der Schutzbedürftigkeit bei. Die-
ses aber fehlt im Hinblick auf die hier zu be-
urteilende Auskunft, da sich die Verbin-
dungsdaten bei den Telekommunikations-
diensteanbietern und damit bei einem Drit-
ten befinden. Der Informantenschutz ist auch
bei der Recherche im Zusammenhang mit
schweren Straftaten jedenfalls insoweit ge-
währleistet, als eine aktive Mitwirkung des
Journalisten an der Aufdeckung der Identität
eines Informanten von Strafverfolgungsbe-
hörden nicht erzwungen wird. Auch Infor-
mantenunterlagen sind insoweit geschützt,
als sie sich in der Herrschaftssphäre des Jour-
nalisten befinden. Hierauf kann ein Infor-
mant weiterhin vertrauen.

dd) Im Rahmen seiner Gestaltungsbefugnis
hat der Gesetzgeber durch diese Regeln ty-
pische, wenn auch nicht alle, Konfliktsitua-
tionen erfasst und in genereller Weise Abwä-
gungen zwischen den Freiheitsrechten der
Medien und den Erfordernissen einer rechts-
staatlichen Strafrechtspflege vorgenommen.
Die Normen sind nach ständiger Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts aller-
dings nicht notwendig abschließende Rege-
lungen (vgl. BVerfGE 64, 108 <116>; 77, 65
<81f.>). Für zusätzliche Vorkehrungen be-
steht dann kein Anlass, wenn dem durch
Art. 5 Abs. 1 GG gebotenen Mindestschutz
schon durch die allgemeinen Vorschriften
ausreichend Rechnung getragen wird. Die
hinreichende Berücksichtigung publizisti-
scher Belange lässt sich nicht allein daran be-
messen, ob es Sonderregeln für Medien gibt.

(1) Soweit das Bundesverfassungsgericht
die Bedeutung des Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG
auch für die Fälle betont, in denen ein ge-
setzliches Zeugnisverweigerungsrecht nicht
greift (vgl. BVerfGE 64, 108 <119>; 77, 65
<81f.>), folgt daraus kein unmittelbar aus
der Verfassung herleitbares generelles Zeug-
nisverweigerungsrecht. Bezug genommen
wird vielmehr auf die Möglichkeit, im Rah-
men der Auslegung und Anwendung der je-

Dass das Strafverfolgungsinteresse grund-
sätzlich hinter dem Rechercheinteresse der
Medien zurückzutreten hat, lässt sich ver-
fassungsrechtlich nicht begründen. Darauf
aber liefe ein allgemein und umfassend ver-
ankerter Schutz von Journalisten hinaus,
von Maßnahmen der Erhebung von Informa-
tionen über den Telekommunikationsver-
kehr bei der Aufklärung von Straftaten ver-
schont zu bleiben. Umgekehrt lässt sich auch
nicht in abstrakter Weise feststellen, dass das
Strafverfolgungsinteresse generell dem In-
teresse der Medien vorgeht.

cc) Vielmehr ist es angesichts der Vielgestal-
tigkeit der durch überkommene und „neue“
Medien beeinflussten öffentlichen Kommu-
nikation und der darauf bezogenen Aktivi-
täten und Akteure Sache des Gesetzgebers,
über die Anlässe und Reichweite einer Frei-
stellung von Journalisten oder Medienun-
ternehmen von strafprozessualen Maßnah-
men zu entscheiden. Presse- und Rundfunk-
freiheit dürfen dabei nicht nur vom Blick-
punkt der Medien aus gesehen und nicht als
umfassende Privilegierung für jegliche der
Nachrichtensammlung und -verbreitung
dienende Handlung verstanden werden. Es
bedarf der Abwägung durch den Gesetzge-
ber, ob und wie weit die Erfüllung der publi-
zistischen Aufgaben einen Vorrang der Me-
dienfreiheit gegenüber dem Interesse an ei-
ner rechtsstaatlich geordneten Rechtspflege
rechtfertigt und wie weit die Presse- und die
Rundfunkfreiheit ihrerseits an diesem Inter-
esse ihre Grenzen finden (vgl. BVerfGE 77, 65
<77>).

Der Gesetzgeber hat für das Strafverfahren
besondere Regelungen zum Schutz der pu-
blizistischen Betätigung geschaffen. Dabei
hat er hinsichtlich des Zeugnisverweige-
rungsrechts und anderer Sonderregelungen
für Journalisten zwischen verschiedenen Er-
mittlungsmaßnahmen differenziert. So ist
ein Journalist nach § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5
StPO vollständig von der Zeugnispflicht ent-
bunden, soweit die Person oder der Inhalt
einer Mitteilung eines Informanten betroffen
ist. Geht es um Schriftstücke o. Ä., korrespon-
diert mit dem Zeugnisverweigerungsrecht
ein Beschlagnahmeverbot gemäß § 97 Abs. 5
StPO, wenn und soweit sich die Unterlagen
im Gewahrsam des zur Verweigerung des
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verhältnismäßig angesehen werden müs-
sen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass es bei
den hier zu beurteilenden Maßnahmen nicht
um die Aufdeckung der Identität eines typi-
schen Informanten, sondern um die Ermitt-
lung des Aufenthaltsorts eines – bekannten
– Beschuldigten ging. Es bedarf keiner Ent-
scheidung, wie weit das Interesse von Jour-
nalisten, unbehelligt telefonischen Kontakt
zu gesuchten Straftätern haben zu können,
verfassungsrechtlichen Schutz genießt. Ver-
fassungsrechtlich hat es grundsätzlich ein
geringeres Gewicht als das Interesse an der
Kommunikation mit Personen, die als Infor-
manten den Medien für die Öffentlichkeit
wichtige Informationen zukommen lassen,
etwa zur Aufdeckung und Aufklärung von
Missständen.

IV. Der Beschwerdeführer zu 1a wird durch
die im Verfahren 1 BvR 330/96 angegriffene
Entscheidung des Landgerichts im Ergebnis
nicht in seinem Grundrecht aus Art. 19
Abs. 4 GG verletzt. (Wird ausgeführt.)

tungen des Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG erkannt.
Sie haben aber der Medienfreiheit das kon-
krete Interesse an der Strafverfolgung und
damit an der Ermittlung des Aufenthaltsorts
der mit Haftbefehl Gesuchten gegenüberge-
stellt. Die Angemessenheit der Maßnahmen
wurde unter Verweis auf den tatsächlich be-
gründeten Tatverdacht und die Schwere und
Bedeutung der Straftaten – dreifacher Mord,
schwere Wirtschaftskriminalität – sowie die
Schwierigkeiten ihrer Aufklärung begründet
(siehe oben II 3 b dd <3>). Es ist verfas-
sungsrechtlich nicht zu beanstanden, dass
die Gerichte angesichts der festgestellten
Umstände auch die Erhebungen von Daten
bei Journalisten als gerechtfertigt angese-
hen haben.

Die Einordnung der Beschwerdeführer als
Nachrichtenmittler steht mit Art. 5 Abs. 1
Satz 2 GG nicht im Widerspruch. Nicht aus-
reichend wäre insoweit allerdings allein der
Umstand, dass die Betroffenen als Journalis-
ten über die Beschuldigten recherchierten.
Die journalistische Tätigkeit darf nicht zum
Anlass genommen werden, Journalisten ei-
nem höheren Risiko auszusetzen als andere
Grundrechtsträger, Objekt der Erhebung von
Verbindungsdaten für Zwecke der Strafver-
folgung Dritter zu werden. Insbesondere
darf die Inanspruchnahme von Journalisten
nicht allein auf den Erfahrungssatz gestützt
werden, dass Journalisten auf Grund ihrer
Recherchen häufig mehr über gesuchte
Straftäter wissen als andere Bürger. Die An-
nahme eines Handelns als Nachrichtenmitt-
ler muss vielmehr auf konkrete Tatsachen
gegründet sein, die den jeweiligen Fall be-
treffen. Über allgemeine Erfahrungssätze
hinaus müssen bestimmte tatsächliche An-
haltspunkte der Kontaktaufnahme des be-
treffenden Journalisten zu den gesuchten
Straftätern bestehen, die auch ausreichen
würden, um entsprechende Maßnahmen ge-
gen andere Personen anzuordnen. Dies hat
das Landgericht in einer verfassungsrecht-
lich nicht zu beanstandenden Weise ange-
nommen.

Dem als gewichtig einzuschätzenden Straf-
verfolgungsinteresse stand keine derart er-
hebliche Beeinträchtigung der Rundfunk-
und der Pressefreiheit der Beschwerdefüh-
rer gegenüber, dass die Maßnahmen als un-


